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1. Organisation der Negierung.

sZürich und Bern: Art. 1, 2, 7, 8.s

Art. 1. 1712. Bei der Verhandlung über die Einrichtung der Negierung in der Grafschaft Baden nnd^

untern freien Acmtern wird von Zürich und Bern gut befunden, daß beide Stande nebst GlaruS nach Propd^

alternierend jede der beiden Landschaften besonders verwalten könnten, daß aber jedem der beiden

überlassen sein sollte, seine ihn betreffende RcgierungSzeit so einzurichten, wie cS seine Convcnicnz crfor^'

— Zürich hält cS für eine unumgängliche Nothwendigkcit, den sieben Gerichten der freien Aemter, welche be>

Ständen durch den Frieden zugefallen sind, einen bcsondcrn Landvogt vorzusetzen und demselben einen ^
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Leiber beizugeben. Die eine dieser Stellen soll Zürich, die andere Bern zu besetzen gebühren. Der Land-
'"Übis Johanni 1715 die Regierung haben; darauf soll Glarus einen Landvogt setzen, welcher sowohl

als untern Theil der freien Aemter zugleich zu regieren hatte, wie Zürich 1717 bis 1719 und Bern

^ bis l72l auch thun tvürdc». Von 1721 bis 1791 würden Zürich und Bern jedes für fünf Jahre einen
andvogt geben, und alsdann würde die Reihe wieder an GlaruS kommen. Fange Zürich an, die Land-

^l'crci für zehn Jahre zu besetzen, so komme dann die Reihe an Bern und umgekehrt. Der Untcrvogt zu
"den mochte als ein landvögtischcr Bedienter jcweilen vom Landvogt abhängen und dessen Bestellung in dcS

Vogts Willkür liegen. Die GesandtschaftBerns ist damit nicht einverstanden und nimmt die Vorschläge

^ Absch. 1, 8 1. !! 2. Z7I2. Zürich stellt die Nothwcndigkcitder Einrichtung der Regierung
A,f Aemtern vor, damit die Leute nicht immer hüls- und rechtlos gelassen würden, und bezieht sich
Am gemachten Vorschläge. Die berncrische Gesandtschaft,ohne Instruction, nimmt den

Absch. Ith 8 6. II 9, > 7 >Zürich stellt die Nothwcndigkcitvor, die Regierung
^ ^Nlchaft Baden und dcS untern TheilS der freien Aemter einzurichten; eS will eine milde und gerechte

Bern wiederholt seinen Antrag, die eroberten Lande unter die betreffenden Orte zu thcilen. GlaruS,

Ich,. nimmt die dafür und dagegen sprechenden Gründe ad ivloimiidiim. Zürich hat dafür ebenfalls
abstrahiert aber in Berücksichtigung der früher schon gegen die Thcilung vorgebrachten Gründe

^ Ständen namentlich wegen der bedenklichen Zeitkäufe zur Einrichtung

^ ^Zterung in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern geschritten. Bern jedoch will eine
^^^lu»g immer noch vorbehalten wissen. Absch. 11, 8 1. II 1. 17>t! Unter RatificativnSvorbchaltwerden nun
hi^"^ ^^mimungen getroffen: <>) Der Eid des LandvogtS,dcS LandschrciberS und des UntcrvogtS zu Baden
ffi '""dien. I,) Weder der Landschrciber noch der Untcrvogt soll, wie eS bisher mißbrauchsweise geschehen

'""scheidende,sondern nur eine berathendeStimme haben, wenn der Landvvgt diese Beamten zuziehe.
^ Aidvogt kann auch ohne Beisein dieser Beamten Parteien verhören und fertigen, ausgenommen wenn
tg -Glßen zu thun ist oder ein Nechtötag eintrifft oder auch von den Parteien dcS Rechten begehrt würde.
Vesff" der Ordnung dcS LandvogtSbleibt cö.bci der im „Eidbüchli" dcS Schlosses Baden enthaltenen

Schloßrcben und SNäntel der Untcrvögtchalber. In Beziehung aus das Comitat der.auf-
der ^uidvögte wird bestimmt, dasi dasselbe aus nicht mehr als neun Personen bestehen soll mit Ausnahme
der « ""d Beamten, welche der Gewohnheit nach entgcgenreiten. Für jede Person über diese neun hat

vogt den dannzumal anwesendenGesandten 5t> Gld. zu bezahlen. Der Landschrciber hat dem Land-
Ordnung zuzustellen, d) Der Bau vom Schlosse muß auf die Schloßgütcr verwendet,

^ ^auSrath im Schlosse in Ehren gehalten werden. Das vorhandene Plunder und Bettzeug soll mit
^ ^ "'^it gebraucht, dafür aber den Obrigkeiten »ichtö Weiteres verrechnet werden, s) Die Salarien des

,,»t^^ ^"^vs und des UntcrvogtS zu Baden nebst ihren Taren werden bestimmt, g) Dem Landschrciber in den
^ffZei, ^vmtern will man alles daS angcdeihen lassen, was seine Vorfahren von Rechts und BilligkcitS
6^ haben. I>) Zu Bezeugung gnädigen Willens wird beschlossen,daß der erste Untcrvogt zu Baden
dieein Bürger von Baden sein soll, i) Die Wahl dieser Beamten soll hinfort nicht mehr durch
denk ."'"'"'Mehrheit der regierenden Orte, sondern, wie der Landvogt, dem ordentlichen Umgang nach von
dliite ' ^vtcn allein vorgenommenwerden, an welchen die Reihe sein wird. K) Die Landschreibcrci und
h, Baden soll Zürich und Bern, welche sich darüber zu vergleichenhaben, die Landschreibcrci

"uteri, freien Aemtern evangelisch GlaruS zufallen. Jeder dieser drei Beamten hat vor Antritt seines
122
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Amtes den Gesandten der Stände die Huldigung und die Prästanden zu leisten, I) Die Landschreibc^
Baden wird auf 10, die Untcrvogtstcllc auf 12, die Landschrcibcrei in den untern freien Acnucrn auf 16
bestellt. >n) Um GlaruS eine Vergünstigung in Beziehung auf die Reihenfolge in der Besetzung der Ac»>^
zu gewähren, soll es nach doppeltem Kehr von Zürich und Bern die Landschreiberci zu Bade» nach 46/ ^
Untcrvogtöstellc nach 48 Jahren besetzen können, jedoch soll cS für dieses erste Mal keinen andern Zutritt haben, ^
was ihm der proportionierte Anspruch an die Regierung (der achte Thcil) zueignet, n) Die Frage, ob ^
Appcllatiouen vom Landvogte unmittelbar nur an denjenigen Ort, an welchem die Regierung ist, oder mit
ohne Uebergchung der Gesandten an sämmtliche regierende Orte stattfinden soll, und zwar so, daß das Sti»»»^
vcrhältniß nach Verhältnis des Rcgierungscontingenteö (Zürich 7, Bern 7, Glarus 2) beobachtet werden st'
wird zur Entscheidung den Obrigkeiten anhcim gestellt. Glarus wünscht Letzteres, wie es bis dahin üblich ist
wcscn. o) Bern schlägt vor, durch das Loos entscheiden zu lassen, welchem Orte, Zürich oder Bern,

Landschrcibcrei in Baden oder die im Rhcinthal zukommen soll. Ferner möge Bern die Landvogtei in ^
untern freien Aemtern von Johanni 1718 bis 1714, Zürich von Johanni1714 bis 1715 administrieren. Z>^
erklärt das seiner Instruction zuwiderlaufend und nimmt cö -><1 lotm-onelmn und formuliert folgenden VorjäM
dem einen Stand die Landschrcibcrei Baden auf 10 Jahre und die Landvogtei in den untern freien Acl»^'
von Johanni 1713 bis 1715 zu überlassen, dem andern die Landschrcibcrei im Rheinthal auf 10 und die
vogtci Baden auf 12 Jahre. Welcher Stand jetzt die Landschrcibcrei Baden besetzt, bestellt nach 10
die Landschrcibcrei Rhcinthal und umgekehrt; welcher die Untervogtei Baden jetzt nicht bestellt, bestellt sie
12 Jahren. Die Landvogtei der untcrn freien Aemter soll in den von Johanni 1713 an gerechneten folgen^
10 Jahren von dem einen Stand 7, vom andern 7 und von Glarus 2 Jahre besetzt werden. Alles n'st
iul l-vloronüiiin genommen. Absch. 14, 8 1- Ij 5. 17 i!! Bern erklärt sich in Beziehung auf die Org^
sation der gemeinsamen Regierung der Grasschaft Baden und der untern freien Aemter dahin: a) um ^
Appellationen zu limitieren, soll es den Landvögten der Grafschaft und des untern ThcilS der freie» Llc"'^
überlassen sein bis aus 50 Gld. absolute in Rcchtsübungcn abzusprechen, wenn zwei Parteien einander Ob"
überstehen, nicht wenn cö Bodcnzinse, Hcrrschafts- und Lchenrcchtc oder Bußen anbetrifft; den Gesandten '
auf 250 Gld.; was aber darüber ist, soll an die Orte dem alten Herkommen gemäß appelliert werden. ^
Beziehung auf Criminaljurisdiction soll jeder Landvogt von Bern den Criminalprvceß eines für tvdeöwür^
Erfundenen, bevor derselbe vor Landgericht gestellt wird, seinen gn. Herren und Obern zusenden und
Befehl erwarten, o) Bern will zuerst die Landvogtei der untcrn freien Aemter und die Landschreiberci
besetzen, während Zürich die Landschreiberci im Rhcinthal und die Untervogtei in Baden überlassen wird M
Glarus die Landschreiberci in den untern freien Aemtern. Nach Verfluß der bestimmten Jahre soll nach vcM ^

dischcn Abschiede sArt. 4j alterniert werden. Die zürcherische und glarncrische Gesandtschast nehmen diesen Vorstv^
Ulk rostweixliim. 4) Bern heißt die im letzten Abschied jArt. 4j aufgestellten Bestimmungen über das Comitut
aufreitcndcn Vögte, die Eidesformeln und die Pflichten der Beamten gut. e) Der Bußen halber von Ehr ^
Gewehr läßt man es bei ebendemselben Abschied bewenden, jedoch soll dem Artikel der Grafschaftsordnung m'
gelebt werden, der va festsetzt, daß, „wenn es große und gleichsam malesicischc Fehler sind,.die Landvögü "

„Amtleute die Fehlbaren mit Abnehmung von Ehr und Gewehr ansehen mögen". Absch. 16, 84. ß 6. I ^ ^
Zürich und Bern ratifieicrcn den Beschluß im Art. 5, Lit. a. die Appellationen betreffend, mit der ^
läuterung, daß „in Ansehung der Stimmen eine proportionierte Abtheilung >wo i'.ata und nach jedes

„Regierungseontingent (Zürich 7, Bern 7, GlaruS 2), auch des Stichs halber die herkömmliche Hebung
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fachtet und durch einen jeweiligen Landvvgt entschieden werden fall". Absch. 18, 8 17. ^ 7. 17?;;. In
Eichung auf die Criminaljnrisdiction will Zürich Bernd Ansicht nicht beipflichte», nach welcher ein Landvogt

Bcrn den Criminalproccß, wenn Todesstrafe eintreten soll, vor Abhaltung des Landgerichts »ach Bern

^ >oll, um dieses Standes Gutfindc» zu erwarten, sondern will es bei der herkömmlichen Ucbung

^ de» Rechten und Freiheiten der Grafschaft Baden bewenden lassen. Absch. 18, 8 18. 8. 171;; Den

ßüm Entschluß wegen des Comitats der anfrcitendcn Landvögte remittiert die zürcherische Gesandtschaft ihrer

Obrigkeit. Bern bleibt bei der Erkanntniß seines Standes, daß ein jeglicher Landvogt ohne Comitat

Seiten solle. Absch. 18, 8 19. 9. 17«.;:. Siehe obere freie Aemter, Art. 119. 10. >71;;. Der Land-
chreibee

der obern freien Aemter tvird beauftragt, zu verzeichnen, was für Jntraden in die obern, was für in

^»tcrn freien Aemter gehören. In Beziehung ans" Abhaltung dcS Landgerichts wird vorgeschlagen, es, wie

die

bisher

zu l, ^ ^^en u"d sich zur Verwahrung der Gefangenen und Abhaltung des Landgerichtes desselben OrtcS

che ^ ^ ^ Landvogt der oberir freien Aemter die Richter der untern und umgekehrt berufen kann;

^ ^ könnte jedem Theil sein Gericht überlassen werden; die Obrigkeiten hätten sich dann über den Ort der

^9vahrnng der Gefangenen und der Abhaltung des Landgerichtes zu verständigen. Diese Vorschläge werden

"kvrorxllim genommen. Absch. 27, 8 9.

t!. Zlmtsrechnung.

^ Aus BernS Vorschlag wird gutbefunden, daß bei Abnahme der Amtörcchnungcn die Gc-

Nerts^ ^^jenigcn Standes, welchem der Landvogt angehört, nicht in den Ausstand zu treten haben; die glar-

^""dtschaft behält sich die Ratification vor. Absch. 65, 8 6. ß 12. 17II Es wird festgesetzt, daß

das a ^ lür die Diener künftig abgestellt, die erccssivcn Ausgaben beschränkt und der Rechnung

^Zlcinent beigelegt werden soll. Absch. 65, 8 19.

Huldigung.

sAünch und Bern: Art. 13.j

a. Der Grafschaft Baden und der untern freien Aemter.

^ 5712. Zürich und Bern beschließen, in den eroberten Landen beförderlichst die Huldigung durch

^hult/ ^ ^ Orte vorzunehmen und GlaruS davon Nachricht zu geben. Die Eidesformel, auf welche

',Ort/^ '^rdcn soll, lautet: „Ihr sollt schwören beiden löbl. Ständen Zürich und Bern mit Vorbehalt löbl.

"sörh> habenden Rechtens treu, gehorsam und gewärtig zu sein, dero Ehr, Nutzen und Frommen zu

AhsH Schaden zu wenden nach äußerstem Euerem Vermögen, alleö getreulich und ohne Gcfährd".
^ ^ ^ 5712. 171;;. Um die nothwcndig erachtete Huldigung zu Händen von Zürich,

' ^larus zu Brcmgartcn, in der Grafschaft Baden und dem untern Theil der freien Aemter ein-

^ßleit ' 0ll)emen die Gcsandtcit von Zürich und GlaruS den 28. Dcccmbcr 1712 in Brcmgartcn; den sie

" ^^»dvogt bezeichnet Bern durch ein in Bremgarten eingetroffenes Schreiben zu seinem Gesandten,

Tags darauf noch als zweiten Gesandten den RathShcrrn Abr. Tscharncr an und will die Hul-

Eibxzch^ T Januar begonnen wissen. Dennoch wird dieselbe am 90. Dceembcr begonnen, nachdem die
die Städte Brcmgartcn und Mellingen, eine zweite für die freien Aemter und die Graflchaft

122''
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Baden, letztere wie sie auf der Konferenz von Aarau IS. Art. 13s abgeredet worden, aufgestellt worden ist. De»^

December findet die Huldigung zu Brenigartcu in der Kirche statt, Nachmittags im Klostcrhof zu Hcrmetsch»'^

den 3t. Dec. zu Vilmcrgcn auf dem Platz vor dem Wirthshaus, zu Mellingen in der Kirche, beim H^'

gcrichte unweit der Stadt Baden vom Birmcnstörfer-, Gcbistorfcr- und Rordorfcramt; den 1. Januar 173?

der Ticfenweg-Mühle auf 'freiem Felde, zu Fisibach, zu Kaiserstuhl; den 2. Jan. zu Zurzach in der Kirch'"

zu Klingnau, (in den drei letzten Orten wurde der Eid aus dem Urbarinm des Schlosses Baden vorgelesen!

Kaiserstuhl spricht der Amtsschreiber, zu Klingnau der Obervogt die Erwartung dcS Bischofs von Co»ss^

aus, die regierenden Orte würden ihn in seinen Rechten ungekrünkt lassen); zu Leuggercn im Hof dcS Rill'»

Hauses; den 3. Jan. zu Kirchdorf in der Kirche, zu Wcttingcn in der Kirche; den 4. Jan. zu Dictikon in ^

Kirche. Absch. 12.

I>. Der Städte Baden, Brcmgartcn und Mellingen.

Art. 15. 17k!7. Bremgarten und Mellingen werden in die Huldigung genommen. Absch. 426, 8 ^ ^

16. 17k!8 Glarus trügt aus Abänderung des HuldigungscidcS der Städte Baden, Brcmgartcn und Melli»^

an. I Siehe Grafschaft Baden. 92K-I Die Gesandten Zürichs und Berns nehmen den Antrag ad l-nkwenK»"

Absch. 442, 8 t2. jj 17. 1.7t!?». Es kann nicht eingetreten werden, weil die Eidesformeln nicht bei derH'^

sind. Absch. 457, 8 18. H 18. 1746. GlartiS wiederholt nochmals seinen Alttrag und giebt einen Vorj^^

zu Aenderung der Eidesformel. Da, wo bisher in derselben nur Zürich und Bern standen, soll eö fortan heilig

„Zürich, Bern und Glarus in Ansehung seiner vormals gehabten lind noch weiter also behaltenden Rech»»

Absch. 474, 8 6. H 1!). 1741 Die von Glarus vorgeschlagene Abänderung des Eides der Städte BK'»'

Bremgarten und Mellingen wird angenommen. Absch. 483, 8 13.

4. Abzug.

Art. 26. 1721». Den Landvögten der Grafschaft Baden und der untern freien Aemter wird besohl»

im Hinblick auf den badischen'Abschied vom 4. Juni 1668 von den in die Klöster gehenden Aussteuer»»!!

den Abzug zu beziehen. Absch. 249, 8 26. H 21. 1727. Bei diesem Beschlüsse soll cS sein Bewenden h»^

Absch. 266, 8 14. sS- obere freie Aemter, Art. 79—84.1

S. Polizeiliches.

a. Vorschriften für Lastwägen.

Art. 22. 1724. Es wird verordnet, daß durch die Grafschaft Bädcu und die freien Aemter kci»

wagen fahren soll, welcher, Schiff und Geschirr eingerechnet, mehr als 66 Ccntner Zurzachergcwicht

Absch. 224, 8 3. ß 23. 172». Diese Verordnung wird dahin modificiert, daß ein Güter- oder La>t»'»^

ohne Geschiff und Geschirr nicht mehr als höchstens 56 Centner Waaren Zurzachergcwicht führen soll. -

234, 8 3. II 24. 1727. Der voriges Jahr errichtete Abschied in Betreff der Lastwägcn (Gemeincidg.

1726. K.) will Bern cffcctuicrt und zur Nachachtung den Landvögten der Grafschaft Baden und der »» ^

freien Aemter mitgethcilt wissen. Absch. 266, 8 9. >1 25. 1728. Den Landvvgtcn wird wiederum besohle», ^
die Befolgung der Ordnung wegen der Lastwägcn zu wachen lind Umgehung derselben zu bestrafen. Absch. 28^,
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b. Straßenbcttcl und Gesindel.

26. 1721». Das die Bettcijägi betreffende zu Fraucnfeld ausgefertigte Mandat wird in der Grafschaft

adcn und den untern freien Acmtcrn zu publicicrcn beschlossen. Absch. 234, 8 5. 27. 4727. Das

.^at wegen des Bettel- und StrolchcngesindclS wird erneuert; die „Bctteljägcncn" sollen im November und

^mbcr fortgesetzt werden. Absch. 266, 8 7. 28. 47t!tt. In Beziehung auf das Strolchen-, Mördcr-

^ Diebsgcsindcl, das sich zwischen Mellingen und Publiken und in den beiden Wirthshäusern des letzten
^ aufhält, werden die Landvögte von Baden und der freien Aemter beauftragt, unter sich und mit dem

"»dvogt von Lcnzburg sich über zu ergreifende Maßregeln inS Einverständnis! zu setzen. Absch. 35,7, 8 1k.

1». Iustizsnchci».

a. Nachlaß der Bußen.

^lrt. 2g. 171«. In Beziehung auf den Nachlaß der Bußen wird auf 'Anregung von GlaruS beschlossen,

^ Zünftig die Landvögte im Beisein dcS OberamtS dieselben also dicticren sollen, daß sie dem Fehler adäquat seien

drg Nachlaß nothig machen. Wird dennoch ein Nachlaß nothwcndig, so soll derselbe wiederum im Beisein
^ ^deramtS geschehen und vom Landschrcibcr in den Bußeurodcl eingciragcn werden. Absch. 125, 8 18.

I>. Zinsfuß.

^rt. I7!2 Unter NatificationSvorbchall wird für gut befunden, in der Grafschaft Baden und den

dc>» ^ Aemtern ein Mandat zu publicicren, daß Zinöbriefc nur auö eigenem, nicht entlehntem Gcldc
d«u Debitoren abgelöst »verde» dürfen, daß ferner der Zinsfuß nicht unter 5 Procent stehen dürfe, damit

cc>u ^ Quäler, Pfründen, Wittwcn und Waisen nicht benachthciligt würden. Dem Bcrleider solle» 20 Pro-

blos werden. Diese Perordnung bezieht sich aber nicht aus Obligationen und Handschriften, sondern

>>,k ^ Zinöbriefc. Absch. 343, 8 6. >! 31. I7t!1i In Folge einer Anzeige, daß viele Unordnungen

^ 'Antalvcrzinsungen dadurch entstehen, daß den Debitoren Geld unter 5 Proccnt angeboten werde, findet man

üvar unter dermaligcn Umständen nicht passend, ein Mandat zu publicicrcn, trägt aber den Landvögte» der

Geld ^ ^den und der untern freien Aemter auf, darob zu halten, daß Capitalablösungcn nur mit eigenem

Isis ^ ücschchcu, und daß in den Canzleien keine Schuldbriese unter 5 Procent ausgefertigt werde». Absch.

Th„ ^ ^ Ü 42. 17/10. Im Hinblick auf Bestrafungen für gemachte Anlehen unter 5 Proccnt, welche im

frej ^^ Rheinthal vorgekommen sind, erklärt Zürich, daß cS in der Grafschaft Baden und den untern

heil" ^"ücrn niemals zu dergleichen Prvceduren Hand bieten werde, wohl aber, daß zum Wohle dieser Lande

-Kl Nersügungt-u getroffen werden. Diese Eröffnung nehmen die Gesandtschaften von Bern und Glarus

Nbsch. 474, 8 17. 33. 17/11. Ans den Anzug Zürichs, daß in Folge dcS 1732 für die
"isch

^dcr " ^'»einen Herrschaften publicicrtcn Mandates, betreffend die Darleihe» von Kapitalien unter 5 Proccnt,

^sselh ^^^"st ^^cn und den untern freien Acmtcrn keine Erccutionen vorgenommen »Verden möchten, da
^ u» diesen Pogtcicn niemals publicicrt »vordem sei, und sogar 1736 und 1737 andere Verordnungen dcß-

Puiacht »vordcn seien, läßt man eö bei diesen beiden Abschieden bewenden, in der Meinung, daß in-

" keine ErecutionSproccdurcn vorgenonunen »verde» solle». Absch. 483, 8 18.

4>e>P>»
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e. Syndicate.

Art. 34. 47t!7 Glarus trägt darauf an, daß bei Entscheidung in Civil- und Proceßsachcn das Mclff^

Stimmen nach den Personen, „nicht nach den Orten" entscheiden solle. Der Anzug wird all eokoronlliini genom»^

Absch. 426, 8 21. 35. I7;!8. Glarus wiederholt seinen Antrag; derselbe wird wiederum all i-aloiw»'!'^

genommen. Absch. 442, 8 13. ^ 36. 17t!9 Glarus wiederholt seinen Antrag und zwar in der Form, ^

in Civil- und Proceßsachcn das Mehr der Stimmen nach deren Anzahl, nicht aber nach der Proportion

Anthcilö an der Regierung gelten solle mit dem Beifügen, daß es in AuSthcilung obrigkeitlicher Gnaden n> -

mehr Recht oder Zugang verlange, als sein Rcgierungsantheil ihm zueigne. Zürich willigt nicht ein und ^

hauptet, Zürich und Bern hätten durch den Aarauerfricden die Rechte der V katholischen Orte erworben.

will Glarus in Beziehung auf die Judicialia willfahren. Die Sache wird all rvlorvnllum genommen. ^

457, 8 17. ^ 37. 1749. Glarus bringt seinen Antrag wieder vor und fügt bei, daß cö von den

menten nicht mehr als früher anspreche, und daß es in Austheilung obrigkeitlicher Gnaden nicht mehr ^

oder Zugang verlange, als nach Proportion seines RcgicrungSanthcilö. Zürich willigt in das Begehren

ein, Bern ist geneigt, in reinen Judicialsachcn zu willfahren mit dem Vorbehalte, vaß es keine Emolu»u'»^

von waS für einer Art sie auch seien, zu genießen habe und in Ertheilung obrigkeitlicher Gnaden anders »i^'

als nach dem Antheil seiner Rcgierungsjahre „anzusehen" sein werde. Diese Erklärungen werden in den ,

schied genommen. Absch. 474, 8 2. sj 38. 1741. Glarus wiederholt obigen Antrag und macht noch dM>^

aufmerksam, daß es .damit blos daö Ansehen sich vindicieren wolle, das einem mitrcgierendcn Stande gc^

und alle Gesandten sowohl in der Eidgenossenschaft, als außerhalb derselben in dergleichen Judicialsachcn h"^

Eö will in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern gehalten sein, wie bei den übrigen g"'^
samen Herrschaften. Wie dort Glarus, seitdem Bern in die Mitregicrung eingetreten sei, niemals „wen»

Stich vorgefallen sei", prätendiert habe, daß seines Gesandten Stimme den Ausschlag haben solle, so

auch in Civil- und Proceßsachcn in der Grafschaft und den untern freien Aemtern gehalten werden.

Gesandtschaft kommt dieser Antrag befremdlich vor, da im Friedensschlüsse von 1712 deutlich erklärt sei,

Glaruö in Beziehung aus seine Rechte weder etwas verlieren, noch etwas gewinnen solle. Da nun

vorher in Behandlung von Civil- und Proceßsachcn sowohl, als bei Behandlung von Standes- und

Geschäften die achte Stimme gehabt habe und die Rechte der übrigen Orte 1712 auf Zürich und Bern u ^

gegangen seien, so würde Glarus einen Gewinn erhalten, wenn es statt des achten daö dritte Votum

Bern wiederholt seine frühere willfährige Erklärung und wünscht das Geschäft bald beendigt. Zürichs ^
sandtschaft macht wenig Hoffnung, daß ihre Instruction werde abgeändert werden. Absch. 483, 8 12. I!

4742. Der Anzug der glarnerischcn Gesandtschaft kommt nochmals zur Behandlung. Zürich wiederholt > ^
frühem Erklärungen und will für ein- und allemal dabei verbleiben. Bern zeigt sich auch jetzt

Glums zu willfahren und dringt nochmals auf baldige Beendigung des Geschäftes. Absch. 499, 8

49. 174t!. Glaruö wiederholt nochmals seinen Anzug. Zürichs Gesandtschast hätte erwartet,

GlaruS ihrem Stande keine Zumuthungen mehr machen würde, da es seine Rechte, welche cS vor ^

gehabt, noch besitze und es selbst 1712 erklärt habe, daß eS deren nicht mehr anspreche. Berns ,

schast ist ohne Instruction. Die glarnerischcn Gesandten dringen darauf, daß dem Abschied behpl^
werde, daß ihr Stand auf seinen Ansprüchen beharre; die zürcherischen hingegen wiederholen ihre Declara
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1742 und fügen instruktionsgemäß bei, daß ihr Stand über diese Sache nicht mehr instruiere» werde.
Absch. 508, 0. '

7. Zohntcnsachen.

jZürich und Bcrn: Ar!. 420

^0. t 7l!Hinsichtlich der Bereinigung der Zehnten wird verordnet,daß es bei der freiämtischcn
^ >Mmg von 1037, 72 und den darüber ergangenen Abschieden und den 1710 crrhcillcn OrtSstimmcn zu

^bleibe» habe. Ferner werden die Landvögte beauftragt, in den untern freien Aemtcrn und der Grafschaft
^ ^ die Bereinigung der Gotteshäuser, Spitäler, Stifte, Kirchen, Pfründen, Zins-, Zehnten- und Lchcn-

alle vierzig Jahre vorzunehmen. Die Gesandtschaft von Glarus, ohne Instruction, nimmt diese Verordnung
^ ''»'lieaiuinm, läßt es aber bei den am 25. Februar und am 5. März 1720 von ihrem Orte crthcilten
^Mnumn bewenden.Absch. 234, 8 16. ^ 42. 4725. Der kaiserliche Plcnipotcntiariusäußert gegen

und Bern den Wunsch in Betreff der auf letztem Syndicat verordnetenBereinigungder Zehnten, daß
es bei der alten Hebung möchte bewenden lassen. Die Gesandten nehmen diesen Wunsch ack roloronelum.

^ ^8, §> 2. 43. >721». Die Landvögrc berichten über die vorgenommene Zchntenbcreinigung. Die
^ klären sich zur Vornahme einer Bereinigung jcwcilcn berechtigt. Bei dieser Gelegenheit remonstriertdie

^ tzßn von Schänniö gegen Vornahme dieser Bereinigung. Ucbcr die aus diese in ungeziemenden Ausdrücken
Land^ ^''uonstration z» gebende Antwort soll Zürich seine Gedanken den übrigen Orten eröffnen. Dem
^ ^tzt der untern freien Aemter soll indessen überlassen sein, den der Zchntenmarchcnhalber sich herausstellenden
^^ükciten nachzuforschen. Absch. 256, § 14. ^ 44. 1727. Aus das Ansuchen der Dccimatorcn, daß in

^^P^ichcn Gencralbereinigungcn nicht mehr möchten vorgenommen und sie beim Abschiede von 1666
seh, werden, wird die Hoffnung ausgesprochen, daß wohl keine derselben mehr werde vonnölhcn

wegen einzelner Zehnten Streitigkeiten entstehen, so behalten sich die regierendenOrte vor,
"bzu>prcchen und zu verordnen, ob der streitige Zehnten „Untergängen" werden soll. Absch. 260, 8 23.

Untcr,^^' der Zehnten wird verordnet: a) alle Dceimatoren in der Grafschaft Baden und den
tz) Aemtern bei ihren Briefen, Siegeln, Freiheiten und Gerechtigkeiten unbeeinträchtigt zu lassen,
sei» > Grlaubniß der gn. Herren und Obern sollen weder Gemeinden, noch „sonderbarePersonen" befugt
schla Fronwäldcr oder eigene Waldungen anSzureuten und zu Acker, Wies-, oder Rcbwachs cinzu-
"dcr^ra ^üer die von ausgercutetenHoch- und Fronwäldern betrifft, so soll von denselben in Ansehung
„»»ff, ^"^mmatoreu, diejenigen allein ausgenommen, die des danahen beziehenden HochgcrcutShalber von

^^ren und Obern authentisch befreit, die drei ersten Räub, in Ansehung der Besitzer aller deren hoch-
Güter ein gewisser Boden- oder Reutizinö ohne Nachsehen bezogen und den hohen Obrigkeiten vcr-

"Zieluj^ >laeh Verfließuug besagter drei ersten Jahren alljährlich der daraus gesetzte Boden- oder
^ ^ ^rng bezogen werden", bis dieses Land wieder zu Hochwald eingeschlagen sein wird, in

>>»d s," Zins abgcthan sein soll, o) Ob in Zukunft aber der Zehnten von solchen ausgercuteten
seiu Güter» zu Händen der hohen Obrigkeiten bezogen oder den Gcneraldeeimatorenüberlassen
^üic»l ^ Grdaucrung der gn. Herren und Obern in den Abschied genommen, ck) Der Zehnten von

Gcmeindcwäldcrn,,yAch^ „str obrigkeitlicher Bewilligung ausgerottet worden, soll die drei ersten
^ ständen, nachher aber den ordentlichen Zehntherren gehören, o) Von Llllmcndcn und Gemeinde-
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gürcrn, welche nicht Walv gewesen, aber aufgebrochen worden sind, soll zu obrigkeitlichenHänden nichts bezogt
werden, ausgenommen wenn etwas davon und zwar mit hochobrigkcitlichcr Bewilligungdurch Verkauf Z"
Privatgut geworden ist; in diesem Falle steht es dem Wohlgefallen der hohen Obrigkeit zu, darauf eine Kä
die andere der bei den Hochwäldern bemerkten Servituten zu legen. Alles unter Ratifieationsvorbchalt.
dcS einen oder andern Zehntens halber später Mißhelligkcit, so behalten sich die Orte vor, darüber abzusprcH"
oder den streitigen Zehnten zu untergehen. Ein Mandat über diese Beschlüsse soll in der Grafschaft
und den untern freien Aemtcrn publiciert werden. Darauf werden die Zehntcnangclcgcnheitender einzcl^
Gotteshäuser und Gemeindenbehandelt. (Man sehe sie unter dem Namen derselben.)Absch. 26k, 8 23- ^
46. 1728. AuS Anlaß einer Beschwerde derer von Uzwvl, welche den Wierling Kernen, den der Landow
als Rcutizins ans je eine Juchart von achtzehn gelegt hatte, nicht bezahlen wollen, eröffnen die ^

sandten ihre Ansicht dahin, daß von den Ncugrütenund hochwäldischen Ausstockungen der Zehnten oder l^
dessen ein Rcutizins den hohen Obrigkeiten gehöre, den Zehntherrcn nichts. Zürich ist nicht instruiert,
wird demnach gut befunden, daß alle Orte darüber gemeinsam instruieren sollen. Dem Landvvgt wird besohl
einstweilen zu Uzwyl von den achtzehn ausgcstockten Juchartcn ein Wierling Kernen von der Juchart zu bezu'h^
Absch. 284, 8 19. ^ 47. 172i>. In Folge einer Eingabe sämmtlicher Zehntherren in den freien Ae>»^
der Grafschaft SarganS und Baden wird verordnet, daß die regierenden Orte es des Vergangenen h^
bei den 1727 den Dccimaloren crtheilten Rcccssen bewenden lassen; in Zukunft aber soll in der Grasig
Baden und den untern freien Aemtcrn Folgendes beobachtet werden: a) Die Universal-Zchntenbercinig»^
und Renovationen in ganzen Wogteicn und Aemtcrn sollen, wie bei den Bodcnzinscn und Lehen, an keine
stimmte Zeit gebunden sein. Entsteht der Hoheit einiger Schaden, ergeben sich Mißhclligkeitender Zehnten " ^
Märchen halber, oder werden die Unterthanen der Zehnten halber beschwert, so soll der Landvogt den
beilegen, doch mit so wenig Kosten als möglich und so, daß dieselben auf die Unrecht habende Partei
werden. 6) Eine Gemeinde darf nur mit Erlaubniß der hohen Obrigkeiten,nicht des Landvogts oder
Gesandten, Hochwald auöstocken und zu Feld oder andcrm Gebrauch einschlagen; wie und auf wie viel

das geschehen kann, bestimmt ebenfalls niemand anders, als die hohen Obrigkeiten, o) Auf solche »>ü ^
laubniß ausgcstvckte und angebaute Hoch- und Fronwäldcr ist ein angemessener Rcutizins zu legen, E ,
bis dieselben wieder zu Wald eingeschlagenwerden, ck) Der Neugrüt- oder Novalzehnten der drei
Jahre soll ebenfalls zu Händen der Obrigkeit bezogen werden, es sei denn, daß jemand anders sein Nov»^
darthun könne; der ReutizinS hingegen soll immer für die hohe Obrigkeit bezogen werden. Wenn aber
den drei ersten Jahren jemand sein Zehntrecht auf daö ausgestocktc hochwäldische Land nicht darthun kau», ^
sollen Zehnten und Rcutizins beständig zu Hände» der Obrigkeit bezogen werden, o) Werden ParticulK^
düngen entweder nach eigenem Gefallen oder mit Erlaubniß des Lchenherrnanögestvckt und angebaut,
davon zwar kein Rcutizins genommen werden, des Zehntens halber aber von solchen Ncugrüten bleibt es bck ^
Bestimmungenvon Lit. ei. f) Allmenden und Gemcindcgüter dürfen ohne obrigkeitliche Erlaubniß »ichl ^
kauft, vertauscht, vertheilt oder zerstückelt »verde»; auch dürfen auf denselben ohne hochobrigkeitlichc ErlK ^
keine großen Aufbrüche gemacht werden. Won erlaubten Aufbrüchen ist kein Rcutizins zu beziehen, wohl o ^
nach obigen Bestimmungender Zehnten, x) Alluvioncn, „Grienen" und Ansäße in den Flüssen gehöre»,
sie in der Jurisdiction der drei Orte liegen, den regierenden Orten, dieselben können sie etwa den
Gemeinden oder ParticularcnHillleihen, wenn nicht jemand anders ein Recht darauf darthut. I>) z,
jedem Dccimator genutzten Hoch- und Neugrüt, welche bis 1727 in der Orte großem Zehntel« auölssl
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, Gnaden fallen; was aber nach 1727 aufgestockt worden und noch aufgestockt wird, fällt

Bestimmungen, Absch. 299, 8 7, ss 48. 1733 Die Gesandten bescheiden die Dccimatorcn der

^ ^"deii und der untern freien Aemter vor sich und zeigen ihnen an, daß ihre gn, Herren und Obern

von ^ ^ weitere Ucbcrlassung def Zehntenf von dem bis 1729 aufgestockten Hoch- und Fronwald, auch

wob^" ^^windegütern eine proportionierte übcrhäuptliche Rccognitivir oder einen Canon auferlegen werden,

wie ^ Bauersamc nicht mitbcgriffen sei. Die beiden Landvögtc werden beauftragt, einen Entwurf,

einzelnen Decimatorcn auszulegen sei, einzusenden. Absch. 395, 8 5. ss 49, 1737. Für

tlclte, ^ Dccimatoren in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern sollen die Bestimmungen

Fäll ' ^ Stifte Zurzach auferlegt tvorden sind (s. Grasschaft Baden Art. 376), insofern sie in gleichen

Wald" ^ ^ Hinsichtlich deö Zehntens, welcher für aufgestockte Particular-

^ücn nach Älbführung der drei ersten Raube bezogen werden soll, bleibt cS bei den Bestimmungen von 1729,

>"'d 0. Absch, 483, 8 6.

8. Salzsachc».

sZürich und Bern: Art. 52, 57.) tz

der ^ GlaruS stellt den Slntrag, daß die von Zürich und Bern'errichtete Salzadmodiation in

"ichls Baden und „den freien Aemtern" denjenigen seiner Laudlcute, so mit Salz zu handeln gedachten,

xg sej ^^udicieren möge, und daß man denselben gleiche Besugsame möge angedeihcn lassen. Zürich entgegnet,

halb Äldmodiation bekannt; Bern, man sehe nicht, „daß GlaruS vor diesem etwas dcß-

sei aber nichts hiervon zu beziehen." Absch. 178, 8 22. js 52. 1734. Zürich und Bern

»in der Cvntrcbairde dcS Salzes zu begegnen, ein Mandat in der Grafschaft Baden und den

sollen Acmtcrn zu publicieren. Wie solches zu redigieren sei, und wie hoch die Bußen zu stellen seien,

hlej. ^ iu'idcn Salzdircctioncn bcstimincn. Zugleich wird denselben überlassen, zu bcrathcn, wie etwa ein

^arug des Salzeö in der Grasschaft Bade» könnte festgesetzt werden. Absch. 387, 8 6. sj 53. 1733.

^dcrz sich, daß der Landvogt ein Mandat erlassen habe, iir welchem jedermann verboten »verde, sich
an ^ „besalzen", als bei den von beideir Ständen Zürich und Bern bestellten Salzauömesscru. Da eö

^'üzrcgalc auch seinen Mitantheil habe, behalte cS sich seine Besugsame >>r» rata vor. Der Land-

^°»trel> ^ h" diesem Mandat blos die Absicht gehabt habe, den eingerissenen Unordnungen und der
steuern. Zürichs und Berns Gesandtschaften, ohne Instruction, nehmen den Anzug nck rele-

dex 395, 8 19. !I 54. 1731». Glarus schlägt vor, ihm für seinen Anthcil am Salzrcgalc in

schu, Baden und den untern freien Aemtern entweder einen Dillrict in diesen Landen zu dessen Be¬

istand oder ihm die ganze Besatzung während seiner jeweiligen Rcgierungsjahrc zu überlassen. Die

vkrn>., ^"^n Münchs und Berns sind ohne Instruction, nehmen den Antrag -ul rokorenckum. hätten aber

wsi^. Dürrns würde nichts Ncueö in dieser Hinsicht verlangen. Absch. 41t), 8 15. ss 55. 1737. GlaruS

^ ^lnzug. Zürich und Bern halten diese Vorschläge nicht für ausführbar, gestehen aber zu, daß

schep .> ^ uiitregicrcndcr Ort einen Anthcil im Bcrhältniß seines RegicrungSanthcilS anzusprechen habe; sie

^a»l>'" AuökunftSmittcl darin, daß GlaruS nach seinen anerkannten Ansprüchen sein gewisses

Weichs" Geld ausbezahlt werde, wenn eS selbst einen Salztractat übernehmen und errichten würde, zu
^ude die beiden Salzdircctoricn eine Rechnung stellen sollten, daß man die billige Proportion daraus

123
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ersehen könne. Das Nähcrc darüber zu verhandeln, wird einer spätem Confcrcnz vorbehalten. Abich- '

8 1. 56. 1767 Landammann Martin beschwert sich, daß der Landvvgt zu Baden nicht gcft>^

wolle, daß der Fuhrlohn von dem durch die Grafschaft in die freien Acmter geführten Salze in ^

bezahlt werde. Die Beschwerde wird in den Abschied genommen. Absch. 419, 8 2. jj 57. > ^

Zürich und Bern kommen bei der Berathung über den Anzug von GlaruS übcrcin, ihm den ^

schlag zu machen, daß man ihm überlassen »volle, eine gewisse Anzahl Fässer nach Betrag seines Anth^

auf des Standes Profit und mit Hintansetzung der Particularsalzhandlung den Salzfactoren dieser ^

zum Debit zu übergeben. Absch. 42V, 8 1- » 58. 1767. GlaruS spricht sich nochmals dafür ^
daß ihm ein gewisser District zur Besatzung übergeben werden möchte. Die Salzdircctoren, welche

ihren Rath waren angefragt worden, schlagen als das am leichtesten ausführbare Auskunftsnüttel vor, daß '

Stande GlaruS für seinen Anthcil am Salzrcgale eine bestimmte Summe ausbezahlt werde. In diese 1''

würden jährlich ungefähr 11VV Faß verkauft; aus des Standes GlaruS Anthcil kämen 14V Faß des 2"«^

Dieser Borschlag wird .all rokomullum genommen. Absch. 426, 8 16. js 59. 1768. Zürich bietet

22VV Gld. an, Bern zuerst 24VV, später 3VVV Gld. für die dem Stande Glarus während dessen Regier'^
jähren muthmaßlich betragende Proportion, jedoch mit dem Vorbehalte, daß, wenn diese Summe GlaruS»

angenehm sei, sie nicht mehr daran sich gebunden halten. Die Vorschläge werden .all rokmoullum geum»^

Absch. 442, § 1v. jj 6V. 1769. Zürich und Bern hatten Glarus in einem Schreiben vom 2V. Juw ^

geschlagen, ihm für seine zwei nächsten badischen Rcgierungöjahrc 3VVV Gld. für das Salzregal zu beza!

Glarus nimmt den Vorschlag unter der Bedingung an, daß man es also pro i--ll.a für die vergangene' u

von der Einrichtung und Posscßnahmc des Salzregals angerechnet, entschädigen werde, da eS schon 1^',^
Rechte in dieser Beziehung sich vorbehalten habe; sollte ihm für die vergangenen Jahre keine Entscheid'!!

gegeben werden, so wiederhole es seine Vorschläge: „entweder daS achte, und in Beziehung auf die >»'

„freien Aemtcr daS siebente Faß immerhin zuzuschießen und in so viel an der Nutzbarkeit des DcbitS A»

„zu haben, oder während seiner zwei Rcgierungöjahrc die völlige Besatzung zu übernehmen, oder daß ih>»

„vcrhältnißmäßigcr District zur Besatzung überlassen werden möchte". Zürichs und Berns Gcsandtsä^

nehmen daS von ihnen nicht vorhergesehene Begehren all rvkoronllum. Absch. 457, 8 19. 61. 4

Glarus nimmt die 3VVV Gld. an. Auf sein Verlangen aber, daß man ihm für die vorhergehende Zc^

dem das Salzrcgale dieser Enden eingeführt worden sei, auch eine Entschädigung geben möchte, wcrvc» ^

von Zürich und Bern 1VVV Gld. angeboten. Die Gesandtschaft von Glarus nimmt diesen Vorschlag ^ ^

oommonllaallum und stellt die Ratification innerhalb zweier Monate in Aussicht. Absch. 474, 8 5. ^
17^1 Zu Verhütung der überhandnehmenden Contrebandc, welche mit Salz gemacht wird, soll das

von 1735 im Namen der regierenden Stände in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtcrn p"^

werden. Absch. 483, 8 17.

9. Ohmezeld.

Art. 63. 1723. Da aus dem Elsaß und andern fremden Orten eine große Quantität Wein

wirb, in Folge dessen große Summen aus dem Lande gehen und „die Gesundheit in Gefahr gesetzt wftd^'^

wird unter Ratisicationsvorbehalt beschlossen, von dergleichen eingeführten Weinen einen Gulden vom

zu beziehen. Unter diesen Weinen sind aber die nicht begriffen, welche aus den regierenden Orten ^

dieselben und deren Angehörige eingeführt werden, oder derjenige, welchen jemand zu seinem Hausessb'
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blaust, auch nicht der in der Stadt Baden verbrauchte. Zugleich wird dem Landvogt der Auftrag gegeben,

y^Zuforschx,,, wie cö mit dem Ohmgcld zu Bremgarten, Mellingen und an andern Orten sich verhalte.

Absch. ZZ4, z 8.

19. MüuHwese».

^ Art. 64 17 H H. Die Picccttcn werden, wie im Thurgau, auf 6 und die Groschen auf 3 Bcrncr- oder
/"ucrkreuzer gewcrthet. Diese Tarificrung soll nach dem Zurzachcr-Pcrcnamarlt eingeführt werden. Wer

^ Wichen Münzen Wucher treibt, ist mit ernstlicher Strafe „anzusehen." Absch. 125, 8 6. jj 65. 1719.

ick voriges Jahr getroffenen Maßregeln gegen die fremden geringhaltigen Münzen in der Graf-

^ lt Baden und den untern freien Aemtern sich dennoch deren viele darin befinden, so wird beschlossen, daS
^>dat „cnem zu publicieren, nach welchem die Picccttcn zu 6, die Groschen zu 3 Berner Kreuzer gc-

sind. Absch. 138, 8 5. j> 66. 1729. Dem Landvogt von Baden wird neuerdings aufgetragen, über

^Befolgung bieft'S Mandats zu wachen. Absch. 159, 8 7. !> 67. 172t!. DaS auf der Jahrrechnung zu
s Ucnfcld decretiertc Münzmandat wird in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern zu publicieren

Jossen. Absch. 2l(>, 8 20. jj 68. I72'l Unter Ratificationövorbchalt wird für gut befunden, wie in den

Herrschaften, so auch in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern, das Münzmandat zu

1"!^^' (Die Ratification erfolgte; daS Mandat ist datiert vom 18. August.) Ab seh. 224, 8 2. jj 69.

Den Landvögtcn wird der Befehl crtheilt, nach der zu Fraucnfcld errichteten Ordnung und dem voriges

^"^eierten Mandat zu verfahren. Absch. 234, 8 2. jj 70. 1729. Im Hinblick aus den bevorstehenden

^ Wcher-Vercnamarkt wird daS vorjährige Münzmandat in der Grafschaft Baden und den untern freien

Dc""" wiederholt; auf die Liste der verbotenen Sorten werden auch die bischöfl.-basclschcn Fünfbätzncr gesetzt.
. Witerwaldischcn Fünfbätzncr halber wird einstweilen noch keine Verfügung getroffen. DaS Mandat soll

H Wichen Orten und den Städten Ulm und Lindau mitgctheilt werden. Absch. 249, 8 18. ß 71. 1727.

17!!^ Mandat wird vor dem Zurzacher-Markt in beiden Vogtcicn wiederholt. Absch. 266, 8 7. ß 72.

ccw ^ 8olgc deS Beschlusses der gcmeincidgenvssischen Tagsatzung wird gut befunden, sofort eine Publi-

stiick^ ^iasscn, in welcher die geringhaltigen Geldsortcn, namentlich die 10 und 5 Gulden haltenden Gold-
^ siänzlich zu verbieten seien. Absch. 395, 8 2.

II. Geleit.

ES wird ein Gutachten der beiden Laudvvgtc der Grafschaft Baden und der untern freien

svtv ^^^lscnd daS Geleit in beiden Vogtcicn, vorgelegt. Nach Guthcißung desselben wird verordnet: Weil

^csäll ^ dre Grafschaft Baden, als der untern freien Aemter besondere in jedem Amt zu beziehende

alles ^ besondere Rechte nach dem Abschied von 1649 und dem Scheine von 1651 habe und nach diesen

a» ^"^lslcitet" werde, so solle von allen auö dem einen Amt in daS andere gehenden Sachen daö Geleit
wo es sich gebühre, entrichtet werden. Die in der Grafschaft Baden crthciltcn „Poletcn" sollen

^chts ^ ln dieser Grafschaft angenommen werden, die Gcleitslcutc in den untern freien Aemtern demnach

^leim Absch. 377, 8 9. jj 74. 17A8. DaS Geleit in der Grafschaft Baden und den untern freien

wird auf dem RathhauS zu Baden den Meistbietenden hingegeben. Absch. 442, 8 22.
123*
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12. Fremde Kriegsdienste.

Art. 75. >71!» In Folge von Beschwerden auswärtiger Machte, daß für die Krone Spanien Werbung

vor sich gehen, wird den Landvvgtcn beider Bogteien befohlen, ob den Reglemcnten und Ordnungen zu

und weder Frcmvcn »och Einheimischen ohne der 'Orte Bewilligung für irgend eine auswärtige Macht in ^

Grafschaft Baden und den untern freien Acmtern werben zu lassen. Absch. 138, 8 7. I! 76. > 720. Ma» l'V

es bei dieser Verordnung und den Abschieden fcrncr verbleiben. Absch. 159, 8 5. ^ 77. 172!. Der ^

bungen halber wird gut befunden, daß einem Fremden nicht von einem Ort allein ohne Conscnö der u

regierenden Orte die Werbung in der Grafschaft Baden und den untern freien Aemtern gestattet sein soll- ^

aber die Bürger und Landleute der regierenden Orte betreffe, so solle es bei den frühern Ordnungen und Abschuß

bleiben. Dieses Gutfinden wird den gn. Herren und Obern zu fernerer Reflexion hinterbracht. Absch. 219, 8 ^

78. 172A. Auf wiederholten Anzug wird obiger Beschluß bestätigt. Absch. 224, 8 6. ^ 79. 1721». '

dem zu Zusikon Werbungen für spanische Dienste vorgekommen waren und Bremgartcn für sich das Reäst

Anspruch genommen hatte, Werbungen zu gestatten, wird der die Werbungen betreffende Artikel der

satzung" bestätigt, ein Mandat gegen die Werbungen publicicrt und die Untersuchung über das von

garten prätendierte Recht für einmal aufgeschoben; der Vorfall in Zusikon bleibt dahingestellt. Absch. 249, 8 ^ ^

89. 1727. Um das unerlaubte zuwider den früher» Mandaten gegen das Reislaufcn stattfindende Well's

iy fremde Dienste abzustellen, wird für gut befunden, die Verordnung dagegen zu erneuern und in der

schaft Baden und den untern freien Acmtern zu publicicren. Absch. 269, 8 6. s 81. 17!» Die Geflr^

schaft von katholisch Glarus spricht die Hoffnung aus, daß man den Werbungen für das in die Dienste ^

spanischen Infanten Don Carlos zu nehmende Regiment, zu dessen Errichtung ihr Stand Hand gesst^'

habe, in der Grafschaft Baden und in den untern freien Acmtern kein Hindcrniß in den Weg ^

werde. Die übrigen Gesandtschaften beziehen sich auf ihre im Frauenfelder-Abschied niedergelegten ^

structioncn wegen der Werbung in den gemeinen Herrschaften und nehmen diesen Anzug in den Älstäst^

Absch. 995, 8 11. s! 82. 17t!<». Um die aller Orten eingerissene Desertion zu hindern, wird unter ^

cationsvorbehalt folgende Ordnung für die Grafschaft Baden und die untern freien Aemter gemacht: Wc>w ^

mit obrigkeitlicher Bewilligung Angeworbener desertiert und nach Hause kommt, so soll er, insofern er Mittel

dem Hauptmann das schuldig Gebliebene ersehen und dann für so viel Zeit, als er engagiert war, von

bannisicrt sein. Falls er aber den Hauptmann nicht bezahlen kann, so soll er, bis er denselben zufrieden lffw

haben wird, das Land meiden und darin nicht gelitten werden. Die Landvögte haben aber dabei wohl zu

suchen, ob auch den Soldaten die Capitulation gehalten worden sei. Absch. 419, 8 5. ^ 83. 17A7.

rügt, daß in der Grafschaft Baden und den untern freien Acmtern (auch zu Rappcrschwyl) von Haupb"^
Wagner von Bern für daS Regiment von Schulenbnrg auf unerlaubte Weise geworben »verde, ja daß ^

Bremgartcn und Mellingen meinen, daß ihnen dergleichen Werbungen erlaubt seien. Dieser Anzug wird

den Abschied genommen. Mak läßt es bei den dcßhalb gemachten Ordnungen bewenden und überläßt es

Obern, wie dieselben zu handhaben seien. Absch. 419, 8 3.
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Ii!. Convertiten.

sZürich und Bcrin Art. 84.s

Art. 84. I7l!t!. In Beziehung auf Katholiken in der Grafschaft Baden und den untern freien Acmtern,

^ Zur reformierten Religion übertreten wollen, wird unter Ratisicationsvorbchalt beschlossen, solchen das

llge Protectorium angedeihcn zti lasfeir und dieselben auö dcir Einkünften der Grafschaft und der untern

Aemter zu unterstützen. Daö Genauere zu beschließen, wird den Obrigkeiten überlassen. Absch. 210, 8 25.

IK Klöster.

frei ! Ob die neu erwählten Acbtissincn der Kloster in der Grafschaft Baden und den untern

^ Acintcrn Schirmgcld zu zahlen schuldig seien, darüber soll nachgeschlagen werden. Absch. 234, 8 13. ß

^ Der Entscheid wird ausgesetzt; die Untersuchung soll fortgesetzt werden. Absch. 249, 8 19. ss

^ Es wird berichtet, daß 1615 zwar ein Schirmgeld diesen Klöstern auferlegt worden sei, daß aber

lla I ^^Auß uu'gen allerhand Schuücrigkciten nicht ereguicrt ivordcn sei. Die Canzlci Baden wird bcaus-

^ weiter darüber nachzuschlagen. Slbsch. 266, 8 14.

>3 Vaden, Bremgnrten und Mellingen.

auslix-^ ^ ^ 72ti. Die Munieipalstädte sollen aus Verlangen ciiwS regierenden Ortes einen Malcfieanten

delit, ^^^rigcrn sie die Auslieferung, so sollen die andern regierenden Orte dessen berichtet werden, in

bxj y,"' dann deren Befehl Gehorsam zu leisten ist. Absch. 210, 8 5. I! 89. !72'l. Man läßt cS

>gem Beschlüsse beivenden. Absch. 224, 8 7.
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